
A N D E R E  A N S I C H T E N

zum Thema: Pflegezeit: 
„Das von Kistina Schröder ins Gespräch 
gebrachte Modell einer zweijährigen Pfle-
gezeit mit Zeit- und Gehaltskonten ist an-
gesichts der eigentlich nur mit sich selbst 
beschäftigten schwarz-gelben Koalition 
geradezu innovativ. Es läge im Interesse 
von Millionen von Menschen, wenn es ihr 
gelänge, in der Pflege neue politische Ak-
zente zu setzen.“  

zum Thema Vorratsdatenspeicherung:
„Es gibt eine Reihe Bürger, die vom 

Staat Schutz verlangen. Für die fühlt sich 
anscheinend die FDP nicht zuständig. 
Oder glaubt Frau Leutheusser-Schnar-
renberger, die Polizei könne Hacker und 
Internet-Kriminelle „wie vor 2008“ mit 
Blaulicht und Martinshorn jagen? Ge-
schädigte könnten sich bald bei ihrer Par-
tei mit dem Wahlzettel bedanken.“

Bruttolöhne sinken erstmals seit 1949
Berlin (rtr/afp). In der Rezession sind 

die Bruttoverdienste in Deutschland 
erstmals seit Gründung der Bundesrepu-
blik gesunken. Arbeitnehmer verdienten 
im vergangenen Jahr vor Abzug von 
Steuern und Sozialabgaben durch-
schnittlich 27 648 Euro. Das waren 0,4 
Prozent weniger als 2008, wie das Statis-
tische Bundesamt am Mittwoch bekannt 
gab. Hauptgrund für den ersten Pro-
Kopf-Rückgang seit 1949 waren der An-
stieg der Kurzarbeit und der Abbau von 
Überstunden. 

Besonders stark traf es Beschäftigte in 
der Industrie, die ein Minus von 3,6 Pro-
zent hinnehmen mussten. Die Firmen 
bekamen die verstärkte Kurzarbeit und 
die Produktionseinbrüche deutlich zu 
spüren und litten unter dem stärksten 
Anstieg der Lohnstückkosten seit dem 
Jahr 1992.

„Das sind erkleckliche reale Einkom-
menseinbußen, wenn man noch die In-
flation von 0,4 Prozent abzieht“, sagte der 
Tarifexperte des gewerkschaftsnahen 
WSI-Instituts, Reinhard Bispinck. Im 
Rezessionsjahr seien die vereinbarten 
Tarifsteigerungen bei vielen Beschäftig-
ten nicht eins zu eins angekommen. „Für 
dieses Jahr gibt es keine große Chance 
auf Besserung.“ Die jüngsten Tarifab-
schlüsse für die Metallbranche und den 
öffentlichen Dienst deckten 2010 voraus-
sichtlich nur die Inflationsrate von rund 
einem Prozent ab. Im Jahr 2009 waren 
die von Gewerkschaften und Arbeitge-
bern ausgehandelten Tarifgehälter in 
den meisten Branchen zwischen zwei 
und vier Prozent gestiegen. Da jedoch 
viele Menschen weniger arbeiteten als in 
den Vorjahren und zudem zahlreiche 
krisengeschüttelte Unternehmen tarifli-

che Öffnungsklauseln nutzten, stand un-
ter dem Strich für etliche Arbeitnehmer 
ein Minus.

„Die Frage ist: Woher sollen dann die 
Impulse für Konjunkturerholung kom-
men?“, betonte Bispinck. Vom Privatkon-
sum sei wohl nichts zu erwarten. Insge-
samt erwartet der Fachmann für dieses 
Jahr Tarifsteigerungen zwischen ein und 
zwei Prozent. „2010 wird für die Ein-
kommensentwicklung nicht eines der 
besten Jahre.“

Die durchschnittlichen Bruttover-
dienste sind definiert als Bruttolohn oder 
-gehalt je Arbeitnehmer. Bei der Berech-
nung summieren die Statistiker die Ver-
dienste aller Arbeitnehmer – von gering-
fügig Beschäftigten über Beamte bis hin 
zu Vorstandsmitgliedern. Auch Zulagen 
und Prämien, Weihnachts- und Urlaubs-
geld werden berücksichtigt.

Besonders stark vom Rückgang betrof-
fen waren nach Angaben der Statistiker 
die Verdienste in der verarbeitenden In-
dustrie. Dort seien die Löhne je Arbeit-
nehmer um 3,6 Prozent gesunken. Bei 
den öffentlichen und privaten Dienst-
leistungen hingegen konnten die Arbeit-
nehmer brutto einen Lohnzuwachs von 
2,6 Prozent verzeichnen.

Die Nettolöhne und -gehälter der deut-
schen Arbeitnehmer sanken im Jahr 2009 
um 0,9 Prozent. Dies hatte das Statisti-
sche Bundesamt schon vor wenigen Wo-
chen mitgeteilt. Nach Steuern und Abga-
ben sind die Verdienste der Deutschen 
demnach schon seit Jahren unter Druck. 
2008 etwa lagen die Nettobezüge 0,6 Pro-
zent unter dem Niveau des Vorjahres, 
2007 war es ein Minus von 0,5 Prozent, 
2006 sogar ein Rückgang von 1,3 Prozent 
gewesen.

Tariferhöhungen werden von Kurzarbeit und Öffnungsklauseln aufgefressen

P F L EG E Z E IT

Zukunftsthema

Die Fußstapfen sind groß, in die Kristi-
na Schröder tritt. Ursula von der Ley-

en hatte es sich als Familienministerin zur 
Aufgabe gemacht, jahrzehntelang einge-
fahrene Denkstrukturen in der Gesell-
schaft, vor allem aber in ihrer CDU aufzu-
brechen. Und dafür schuf sie einprägsa-
me Begriffe. Elterngeld und Vätermonate 
sind schnell in den allgemeinen Wort-
schatz eingegangen. Sie stehen für die 
leichtere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf mit Blick auf die junge Generation. 
Das war gut und wichtig, und doch ist es 
nun an von der Leyens Nachfolgerin Kris-
tina Schröder, das eigentliche Zukunfts-
thema anzugehen: die leichtere Verein-
barkeit von Familie und Beruf – mit Blick 
auf die alte Generation. 

Die demografische Entwicklung und 
die Fortschritte der Medizin lassen keinen 
Zweifel: Der Anteil der alten Menschen 
an der Bevölkerung wird weiter stetig 
steigen – und damit letztlich auch der An-
teil der Pflegebedürftigen. Angehörigen 
die Betreuung zu ermöglichen, ohne dass 
sie ihren Arbeitsplatz aufgeben müssen – 
das liegt nicht nur im Interesse der Betrof-
fenen, sondern auch der Wirtschaft, die 
jetzt reflexartig gegen die Idee eines 
Rechtsanspruchs aufbegehrt. In Zeiten 
des Fachkräftemangels werden Unter-
nehmen viel bieten müssen, um ihre Leu-
te zu halten. Dazu gehört die nötige Flexi-
bilität, um den unterschiedlichen Heraus-
forderungen des Lebens gerecht werden 
zu können. 

Natürlich sind freiwillige und tarifliche 
Lösungen der eleganteste Weg. Häufig 
aber braucht die Entwicklung dorthin ei-
nen Anstoß. Schröders Vorschlag wirft 
zwar manche Detailfrage auf, aber seinen 
ersten Zweck hat er erfüllt: eine ernsthaf-
te sozialpolitische Debatte jenseits von 
Hartz IV zu entfachen.  MATHIAS PHILIPP

Z U R  P E R SO N
Karl-Josef Laumann 
(CDU), nordrhein-
westfälischer Ar-
beitsminister, tritt 
für einen arbeitsfrei-
en Sonntag und gegen 
eine Ausweitung der 
sonntäglichen Laden-
öffnungszeiten ein. 
„Wir brauchen einen 
Tag in der Woche für 
die Familien. Sonst kann auch kein Zu-
sammenhalt in den Familien gepflegt 
werden“, sagte Laumann am Mittwoch in 
Düsseldorf auf einer Kundgebung der Al-
lianz für den freien Sonntag. Der Landes-
vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB), Guntram Schnei-
der, sagte vor Teilnehmern der Kundge-
bung, es gehe auch darum, ob Kirchen 
und Gewerkschaften es zulassen, dass 
alle Lebensbereiche der Bürger ökonomi-
siert würden. Der Allianz für den freien 
Sonntag gehören neben dem DGB die 
Evangelische Arbeitnehmerbewegung 
sowie der Kirchliche Dienst in der Ar-
beitswelt und die Katholische Arbeitneh-
merbewegung an. Die Allianz will den 3. 
März als internationalen Tag des freien 
Sonntags verankert wissen. epd  

B E R L I N E R  S Z E N E

Frust über „Kindereien“ von Schwarz-Gelb

Die Koalition ist aufgeschreckt. Ausge-
rechnet aus der Großindustrie kommt 
dieser Tage scharfe Kritik an der Arbeit 
von Schwarz-Gelb. Hans-Peter Keitel, 
Präsident des Bundesverbands der deut-
schen Industrie,  hatte Union und Libera-
le an ihre Reformversprechen erinnert. 
Und Anton Börner, Präsident des  Außen-
handelsverbandes BGA, forderte gestern 
die Regierung auf, sich nicht weiter mit 
„Kindereien“ aufzuhalten, sondern end-
lich mit der „Arbeit zu beginnen“. 

Die Unzufriedenheit scheint sich quer 
durch die Branchen zu ziehen. So sagt 
Handwerkspräsident Otto Kentzler, die 
wichtigen Themen stünden mit Steuer- 
und Gesundheitsreform und einer neuen 
Arbeitsmarktpolitik bereits im Koaliti-
onsvertrag. „Die Bevölkerung und das 
Handwerk erwarten, dass diese jetzt an-
gepackt werden.“ Kanzlerin Angela Mer-
kel und die Koalition müssten dafür ei-

nen Fahrplan auf-
stellen.

Vorwürfe, die die 
Regierungsparteien 
durchaus zum Nach-
denken bringen. So 
erinnert Kurt Lauk, 
Präsident des CDU-
Wirtschaftsrates, an 
das Zustandekom-
men des Koalitions-
vertrags: „Es rächt 
sich jetzt, dass der 
Koalitionsvertrag 
sehr schnell aufge-
setzt wurde, inhalt-
lich aber nicht sehr 
konkret ist.“ Jetzt be-

ginne die „Phase der Konkretisierung“ – 
was in der Öffentlichkeit als Zerstritten-
heit empfunden werde. Ohne die CSU na-
mentlich zu nennen, ergänzt Lauk gegen-
über dieser Zeitung: „Wenn ein 
Koalitionspartner in sich zerstritten ist, 

hilft das natürlich weder dem Partner, 
noch der Koalition und schon gar nicht 
dem Land.“ 

Den Kritikern aus der Industrie hält 
Lauk allerdings vor, dass sie nur Rund-
umschläge zu bieten hätten. Während die 
Unternehmen schnell bei der Sache wa-
ren, als es um Hilfestellungen für sie ging, 
sei nunmehr „nichts Konkretes“ zu hö-
ren. In der Debatte, wie ein Sparpro-
gramm aussehen könnte, dürften sie sich 
nicht aus der Verantwortung stehlen. 

Lauk hob hervor, dass der Handlungs-
spielraum durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise enorm eingeschränkt wor-
den sei. Allein schon die Sozialleistungen 
und der Schuldendienst würden die Ein-
nahmen des Bundes durch Lohn-, Ein-
kommen- und Mehrwertsteuer überstei-
gen. „Wenn ich auf diese Zahlen blicke,“ 
so Lauk, „dann halte ich eine Rundum-
versorgung durch den Staat nicht auf 
Dauer für machbar.“ Die Pauschalkritik 
der Industrie helfe aber in dieser Frage 

nicht weiter: „Wenn 50 Prozent der Wahl-
berechtigten von Sozialtransfers leben, 
ist es schwierig, diesen Sparprozess zu 
gestalten.“ Lauks Empfehlung: „Wir 
brauchen zunächst einmal einen Konsens 
über den richtigen Weg.“ 

Die Kritik der deutschen Wirtschafts-
führer wies gestern auch Unionsfrakti-
onsvize Michael Fuchs zurück: „Die Kri-
tik aus  der Wirtschaft ärgert mich ge-
waltig.“ Zwar sei sie in Teilen  berechtigt. 
So sei es dringend nötig, dass die Koaliti-
on strittige  Fragen künftig ruhig berate, 
statt ständig aufeinander  einzuprügeln. 

Doch der Wirtschaftspolitiker äußerte 
auch weiteres Unverständnis: Einerseits 
würden die Verbände nach Reformen und  
Sparmaßnahmen rufen. „Andererseits 
waren die Unternehmen noch nie  so eif-
rig wie heute dabei, Subventionen zu for-
dern“, beklagte  Fuchs. Als Beispiel nann-
te er die Forderung der Wirtschaft, die 
Regelung zum Kurzarbeitergeld weiter 
zu verlängern.

VON STEFAN KOCH

Hans-Peter 
Keitel, 

Präsident 
des BDI

ap

I N L A N D

Weniger Einbürgerungen

Armut trotz Arbeit

Wieder mehr Asylbewerber

Rauchverbot aufgeweicht

Einstimmig für Schulreform

Rekord bei Abiturzeugnissen

Streikverbot bleibt

Die Zahl der Einbürgerungen in Deutsch-
land hat im vorigen Jahr einen neuen 
Tiefststand erreicht. 2009 gab es rund 
78 400 Einbürgerungen gegeben. Das sind 
nochmals deutlich weniger als 2008, als 
95 000 Einbürgerungen einen Negativre-
kord nach der  Wiedervereinigung bedeu-
teten. Im vergangenen Jahr absolvierten 
65 313 Migranten einen Einbürgerungs-
test, den 64 255 bestanden. Hinzugerech-
net werden die, die den Test nicht ablegen 
müssen – etwa, weil sie einen deutschen 
Schulabschluss haben. kna

Fast eine Million Vollzeitbeschäftigte le-
ben in Deutschland nach Berechnungen 
des Hans-Böckler-Instituts in verdeckter 
Armut. Etwa 500 000 Arbeitnehmer in 
Vollzeit nähmen ihren Anspruch auf er-
gänzende Hartz-IV-Leistungen nicht 
wahr, erklärte das gewerkschaftsnahe 
Institut. Hinzu kämen etwa 400 000 Voll-
zeitbeschäftigte, die laut Hartz-IV-Sta-
tistik ihr Einkommen mit dem Arbeitslo-
sengeld II aufstockten. Somit lebten etwa 
900 000 Vollzeitbeschäftigte in verdeck-
ter Armut. Die Dunkelziffer der Armut 
sei somit nicht gesunken. rtr

Die Zahl der Asylbewerber in Deutsch-
land steigt weiter. Im Februar registrierte 
das Bundesamt für Flüchtlinge 2361 Asyl-
Erstanträge. Das sind 22 Prozent mehr als 
im Februar 2009, wie das Bundesinnen-
ministerium mitteilte. Das Bundesamt 
entschied im Februar über 3016 Asylan-
träge, 579 wurden anerkannt. In 209 Fäl-
len (6,9 Prozent) kam es zu Abschiebever-
boten, weil im Herkunftsland Folter 
droht. 1555 Anträge wurden abgelehnt. 
Die größte Gruppe waren Afghanen (471 
Anträge), gefolgt von Irakern (461) und 
Iranern (144). kna

In kleinen Kneipen darf in Hessen wieder 
geraucht werden. Der Landtag verabschie-
dete am Mittwoch in Wiesbaden mit den 
Stimmen von CDU und FDP eine entspre-
chende Änderung des bisher geltenden 
Nichtraucher-Schutzgesetzes. SPD, Grüne 
und Linke lehnten das Gesetz ab, das Lo-
ckerungen vom Rauchverbot auch für Dis-
kotheken, Tanzlokale, Spielkasinos und 
geschlossene Gesellschaften vorsieht. Ein 
Gesetzentwurf der Grünen für ein striktes 
Rauchverbot fand keine Mehrheit im Lan-
desparlament. dpa. 

Ohne Gegenstimmen hat die Hamburger  
Bürgerschaft Nachbesserungen bei der 
umstrittenen Schulreform des schwarz-
grünen Senats beschlossen. Die Fraktionen 
von CDU, Grünen, SPD und Linken stimm-
ten geschlossen für das Gesetz. Mit dem 
Reformpaket wollen die Parteien nun in die 
Auseinandersetzung um den von der Bür-
gerinitiative  „Wir wollen lernen“ geplan-
ten Volksentscheid zur Schulstruktur ge-
hen. Sie lehnt die vom Senat auf den Weg 
gebrachte sechsjährige Primarschule an-
stelle der vierjährigen Grundschule ab. afp

Rund 447 200 Schüler haben 2009 in 
Deutschland die Hochschul- oder Fach-
hochschulreife erworben, so viele wie nie 
zuvor. Im Vergleich zum Vorjahr sei die 
Zahl um 1,2 Prozent gestiegen, berichtete 
das Statistische Bundesamt in Wiesbaden 
am Mittwoch. Die Mehrheit (53,1 Prozent) 
sind junge Frauen. Auffällig ist der Rück-
gang in Thüringen (minus 9,1 Prozent) 
und Sachsen (minus 7,2 Prozent), einen 
starken Anstieg verzeichneten Baden-
Württemberg (plus 7,3 Prozent) und Ham-
burg (plus 9 Prozent). Niedersachsen er-
reichte plus 4,9 Prozent. dpa

Mitarbeiter von Kirche und Diakonie dür-
fen auch in Zukunft nicht streiken, wenn 
ihre Tarife nach einem arbeitsrechtlichen 
Sonderweg ausgehandelt werden. Wie das 
Arbeitsgericht Bielefeld entschied, hat das 
kirchliche Selbstbestimmungsrecht Vor-
rang vor dem Streikrecht. In dem Verfah-
ren hatten die Diakonie Westfalen-Rhein-
land-Lippe sowie die westfälische und die 
hannoversche Landeskirche gegen die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di ge-
klagt, weil sie im Herbst 2009 in Einrich-
tungen von Kirche und Diakonie zum 
Streik für mehr Geld aufgerufen hatte. Die 
Gewerkschaft kündigte an, in die nächste 
Instanz zu gehen.  (Az.: 3Ca2958/09)

TO M I C E K

Union drängelt bei Daten„Finanzplanung ist Schrott“

Berlin. Die Union will noch vor der 
Sommerpause ein neues Gesetz zur Vor-
ratsdatenspeicherung verabschieden 
und setzt den Koalitionspartner FDP 
dabei massiv unter Druck. Nach dem 
Stoppsignal aus Karlsruhe für die mas-
senhafte Speicherung von Telefon- und 
Internetdaten warnten Politiker von 
CDU und CSU am Mittwoch vor Sicher-
heitslücken. Bundeskriminalamt und 
Polizeigewerkschaften pflichteten der 
Union bei. Justizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) 
blieb bei ihrer Linie, das Urteil zu-
nächst gründlich und in Ruhe prüfen zu 
wollen. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) schaltete sich zunächst nicht 
in die Auseinandersetzung ein.

Das Bundesverfassungsgericht hatte 
das zwei Jahre alte Gesetz zur Vorrats-
datenspeicherung am Dienstag für ver-
fassungswidrig erklärt. Allerdings hat-
te es der Speicherung von Telekommu-
nikationsdaten keine generelle Absage 
erteilt. Für ein neues Gesetz formulier-
ten die Richter eine Reihe von Auflagen.     

Der Vorsitzende des Bundestags-Innen-
ausschusses, Wolfgang Bosbach (CDU), 
sagte, man könne „dieses Vakuum nicht 
über Monate offen lassen“. Ein Verzicht 
auf die Datenspeicherung wäre „eine 
Einladung an alle Straftäter, die mit 
Hilfe von Telekommunikationseinrich-
tungen Straftaten begehen wollen, nach 
Deutschland zu kommen“. CDU/CSU-
Fraktionsgeschäftsführer Peter Alt-
maier drängte ebenfalls zur Eile: „Wir 
können uns einen monatelangen 
„rechtsfreien Raum“ nicht leisten.“ Der 
bayerische Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU) sagte, eine Datenspei-
cherung sei notwendig, um schwersten 
Straftaten vorzubeugen. Leutheusser-
Schnarrenberger wies dies zurück: Als 
es noch keine Vorratsdatenspeicherung 
gab, seien auch erfolgreich Straftaten 
verfolgt worden.

Die Grünen sprachen am Mittwoch 
von einer „Nagelprobe“ für Bürger-
rechts-Liberale in der FDP. Die Linke 
forderte ein Moratorium für elektroni-
sche Großprojekte, die datenschutzrele-
vant sind und dem Grundgesetz wider-
sprechen könnten. dpa

Berlin/Hannover. Vor den abschließen-
den Ausschussberatungen über den Etat-
entwurf 2010 haben die Grünen der Bun-
desregierung einen Verstoß gegen das 
Haushaltsrecht vorgeworfen. Das Parla-
ment berate seit Wochen einen Etat, dem 
die notwendigen gesetzlichen Grundla-
gen fehlten, sagte der Grünen-Haushalts-
politiker Sven-Christian Kindler gestern 
dieser Zeitung. Erst kurz vor der ab-
schließenden Sitzung des Haushaltsaus-
schusses am heutigen Donnerstag habe 
Schwarz-Gelb festgestellt, dass der Etat-
entwurf für 2010 keine mittelfristige Fi-
nanzplanung enthalte. 

Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) hatte zuvor erklärt, die 
neue Regierung werde wegen der kurzen 
Beratungszeit auf eine eigene Finanzpla-
nung für die nächsten Jahre verzichten. 
Deshalb solle die Planung seines Vorgän-
gers Peer Steinbrück (SPD) übernommen 
werden. Die wurde nach Darstellung der 
Grünen jedoch nie eingebracht und gehe 
ohnehin von überholten Annahmen aus. 
„Diese Finanzplanung ist Schrott“, sagte 

Kindler. Dennoch wolle die Regierung 
den Steinbrück-Entwurf morgen im Bun-
destag, parallel zur letzten Haushalts-
ausschusssitzung, einbringen. Die Grü-
nen sehen in der Verzögerung auch ein 
taktisches Manöver. Schäuble wolle vor 
der Landtagswahl in Nordrhein-Westfa-
len „nicht ihre Giftlisten vorlegen“, sagte 
der hannoversche Abgeordnete Kindler.

Schäuble setzte sich unterdessen per 
Interview gegen den Vorwurf zur Wehr, 
die Koalition weigere sich zu sparen. Der 
Finanzminister sagte, Union und FDP 
sei es mit dem Haushaltsentwurf 2010 ge-
lungen, weitere Maßnahmen zur Bele-
bung der Wirtschaft auf den Weg zu brin-
gen und zugleich die Neuverschuldung 
gegenüber den Plänen seines Amtsvor-
gängers leicht abzusenken. 

Der Haushaltsausschuss des Bundesta-
ges berät in dieser Woche abschließend 
über den Etatentwurf 2010. In einer soge-
nannten Bereinigungssitzung verhan-
deln die Haushaltsexperten der Koaliti-
on morgen noch über letzte Kürzungen. 
Der Etatentwurf von Schäuble sieht bis-
lang 85,8 Milliarden Euro neue Schulden 
vor. 

VON HEIKO LOSSIEVON DIRK SCHMALER

Gesetz zur Vorratsspeicherung noch vor SommerpauseGrüne monieren Verzögerung / Schäuble verteidigt Etat

In den Missbrauchsskandal von Kloster 
Ettal soll sich nun der Papst einschalten. 
In einer von dem oberbayerischen Klos-
ter am Mittwoch verbreiteten persönli-

chen Erklärung schreibt der zurückgetre-
tene Abt Barnabas Bögle, er habe von 
Benedikt XVI. eine apostolische Visitati-
on erbeten – eine Überprüfung des Klos-

ters durch einen Beauftragten des Paps-
tes. Der Benediktinerkonvent mit rund 
50 Mönchen wird seit Tagen von einem 
Skandal um sexuellen Missbrauch an 

Schülern durch Ordensgeistliche erschüt-
tert. Auch die Münchener Staatsanwalt-
schaft ermittelt und veranlasste am 
Dienstag eine Razzia im Kloster. dpa

Kloster Ettal sucht im Missbrauchsskandal Hilfe beim Papst
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